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Gesetz 
vom 7. Mai 2021 

über die Abänderung der Zivilprozessordnung 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 10. Dezember 1912 über das gerichtliche Verfahren 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten (Zivilprozessordnung), LGBl. 1912 
Nr. 9/1, wird wie folgt abgeändert: 

Überschrift vor § 73a 

8. Titel 

Prozessbegleitung 

§ 73a 

1) Wurde einem Opfer im Strafverfahren Prozessbegleitung gewährt, 
so gilt diese auf sein Verlangen auch für einen zwischen ihm und dem Be-
schuldigten des Strafverfahrens geführten Zivilprozess, wenn der Gegen-
stand des Zivilprozesses in sachlichem Zusammenhang mit dem Gegen-
stand des Strafverfahrens steht und soweit dies zur Wahrung der prozessu-
alen Rechte des Opfers unter grösstmöglicher Bedachtnahme auf seine  
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persönliche Betroffenheit erforderlich ist. Dies ist von der Opferhilfestelle 
zu beurteilen. Gleiches gilt, wenn das Opfer als Zeuge über den Gegen-
stand des Strafverfahrens vernommen werden soll. 

2) Der Prozessbegleiter hat im Verfahren die Stellung einer Vertrau-
ensperson. Er darf das Opfer auf dessen Wunsch zu allen Verhandlungen 
und Vernehmungen begleiten. Er ist vom Gericht von diesen Terminen zu 
verständigen. Das Gericht hat nach rechtskräftiger Entscheidung über die 
Streitsache den Gegner zum Ersatz der für die Prozessbegleitung aufge-
wendeten Beträge gegenüber dem Land zu verpflichten, soweit dem Geg-
ner die Kosten des Rechtsstreits auferlegt worden sind oder er sie in einem 
Vergleich übernommen hat. 

§ 75a 

1) Eine Partei kann in Schriftsätzen von der Angabe ihres Wohnortes 
absehen, wenn sie ein schutzwürdiges Geheimhaltungsinteresse dartut 
und einen Zustellungsbevollmächtigten namhaft macht; der Wohnort ist 
dem Gericht in einem gesonderten Schriftsatz bekannt zu geben. 

2) Die Angaben der Partei über den Wohnort sind vom Gericht unter 
Verschluss zu halten und geeignet zu verwahren. Urkunden, die Angaben 
über den Wohnort der Partei enthalten, sind von der Partei auch anony-
misiert vorzulegen. Von allen sonstigen Aktenstücken, die solche Anga-
ben enthalten, hat das Gericht eine anonymisierte Abschrift herzustellen. 
Die Originale sind ebenfalls unter Verschluss zu halten und geeignet zu 
verwahren. Diese Aktenteile sind von der Einsicht ausgenommen. 

3) Das Gericht hat der gegnerischen Partei auf deren Antrag die unter 
Verschluss gehaltene Angabe über den Wohnort bekannt zu geben, wenn 
das berechtigte Interesse der gegnerischen Partei an der Angabe das Ge-
heimhaltungsinteresse überwiegt. 

4) Das Gericht hat über die Anträge nach Abs. 1 und 3 mit unanfecht-
barem Beschluss zu entscheiden. 

§ 76 Abs. 2 

2) Der Beweisführer kann von der Angabe des Wohnortes eines Zeu-
gen absehen, soweit er ein schutzwürdiges Geheimhaltungsinteresse des 
Zeugen dartut; der Wohnort ist dem Gericht in einem gesonderten Schrift-
satz bekannt zu geben. § 75a Abs. 2 bis 4 ist sinngemäss anzuwenden. 
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§ 177 Abs. 1 

1) Nach dem Aufrufe der Sache sind die Parteien mit ihren Anträgen, 
mit dem zur Begründung derselben oder zur Bekämpfung der gegneri-
schen Anträge bestimmten tatsächlichen Vorbringen, sowie mit ihren Be-
weisen und Beweisanbietungen und mit den das Streitverhältnis betreffen-
den rechtlichen Ausführungen zu hören (Vorträge der Parteien). Das Ab-
lesen schriftlicher Aufsätze statt mündlichen Vorbringens ist unzulässig. 
§ 76 Abs. 2 gilt sinngemäss. 

§ 289a 

Abgesonderte Vernehmung 

1) Steht der Gegenstand des Zivilprozesses in sachlichem Zusammen-
hang mit einem Strafverfahren, so ist bei der Vernehmung einer Person, 
die in diesem Strafverfahren Opfer im Sinn des Art. 1 des Opferhilfegeset-
zes ist, auf deren Antrag die Teilnahme der Parteien des Verfahrens und 
ihrer Vertreter an der Vernehmung derart zu beschränken, dass diese die 
Vernehmung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- 
und Bildübertragung mitverfolgen und ihr Fragerecht ausüben können, 
ohne bei der Befragung anwesend zu sein. Ist das Opfer ein unmündiger 
Minderjähriger, so ist ein geeigneter Sachverständiger mit der Befragung 
zum Gegenstand des Strafverfahrens zu beauftragen. 

2) Das Gericht kann auf Antrag eine Person auf die in Abs. 1 beschrie-
bene Art und Weise vernehmen, wenn der zu vernehmenden Person eine 
Aussage in Anbetracht des Beweisthemas und der persönlichen Betroffen-
heit in Anwesenheit der Parteien des Verfahrens und ihrer Vertreter nicht 
zumutbar ist. 

3) Gegen Entscheidungen nach Abs. 1 und 2 ist kein Rechtsmittel zu-
lässig. 

§ 289b 

Vernehmung minderjähriger Personen 

1) Ist die zu vernehmende Person minderjährig, so kann das Gericht 
auf Antrag oder von Amts wegen von ihrer Vernehmung zur Gänze oder 
zu einzelnen Themenbereichen absehen, wenn durch die Vernehmung das 
Wohl der minderjährigen Person unter Berücksichtigung ihrer geistigen 
Reife, des Gegenstands der Vernehmung und ihres Naheverhältnisses zu 
den Prozessparteien gefährdet würde. 
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2) Das Gericht kann auf Antrag oder von Amts wegen die Verneh-
mung auf die in § 289a Abs. 1 beschriebene Art und Weise, allenfalls auch 
durch einen geeigneten Sachverständigen, vornehmen lassen, wenn das 
Wohl der minderjährigen Person zwar nicht durch die Vernehmung an 
sich, jedoch unter Berücksichtigung ihrer geistigen Reife, des Gegenstands 
der Vernehmung und ihres Naheverhältnisses zu den Prozessparteien 
durch die Vernehmung in Anwesenheit der Parteien oder ihrer Vertreter 
gefährdet würde. 

3) Der Vernehmung der minderjährigen Person ist, soweit es in ihrem 
Interesse zweckmässig ist, eine Person ihres Vertrauens beizuziehen. 

4) Gegen die Entscheidung nach Abs. 1 ist ein abgesondertes Rechtsmit-
tel nicht zulässig. Gegen die Entscheidung nach Abs. 2 ist kein Rechtsmit-
tel zulässig. 

§ 340 Abs. 1 

1) Die Vernehmung beginnt damit, dass der Zeuge über Namen, Alter, 
Beschäftigung und Wohnort befragt wird. Bei Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 76 Abs. 2 hat eine Befragung zum Wohnort zu unterbleiben. 
Erforderlichenfalls sind ihm auch Fragen über solche Umstände, welche 
seine Glaubwürdigkeit in der vorliegenden Sache betreffen, insbesondere 
über seine Beziehungen zu den Parteien, vorzulegen. 

§ 417 Abs. 1 Ziff. 2 

1) Das Urteil hat in schriftlicher Ausfertigung zu enthalten: 
2. die Bezeichnung der Parteien nach Namen (Vor- und Zunamen), Be-

schäftigung, Wohnort und Parteistellung sowie die Bezeichnung ihrer 
Vertreter; in Personenstandssachen überdies auch den Tag und den 
Ort der Geburt der Parteien; in den Fällen des § 75a hat die Angabe 
des Wohnortes zu entfallen; 

II. 

Übergangsbestimmung 

Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes hängige Verfahren 
findet das neue Recht Anwendung. 
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III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Überein-
kommens des Europarats vom 11. Mai 2011 zur Verhütung und Bekämp-
fung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt für das Fürstentum 
Liechtenstein in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Dr. Daniel Risch 
Fürstlicher Regierungschef 
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